


kann oder ob dagegen das Bundesrecht 
steht. Schließlich wird Brandenburg eine 
Bundesratsinitiative zur Aufhebung der 
Residenzpflicht ergreifen. Wir hoffen hier 
auf einen Erfolg, weil sogar CDU-geführte 
Bundesländer grundsätzliche Bedenken 
gegen die Residenzpflicht hegen. Aber 
wirklich ändern werden sich voraussichtlich 
auch hier die Kräfteverhältnisse erst dann, 
wenn Rot-Rot in Brandenburg und Berlin 
nicht mehr allein steht und wenn sich im 
Bundestag neue Mehrheiten finden. (aus 
der Bad Saarower Erklärung)

Die neue Landesregierung in Branden-
burg ist von der Absicht getragen, die 
menschenverachtende Residenzpflicht 
für Asylbewerberinnen und -bewerber 
aufzuheben. Schon vier Wochen nach 
Amtsantritt der rot-roten Regierung war 
es Flüchtlingen aus Brandenburg erlaubt, 
zu Gottesdiensten nach Berlin zu fah-
ren. Dies war möglich gewesen, weil die 
Religionsausübung durch das Grundgesetz 
geschützt ist. Dann wird die Beschränkung 
auf die Landkreise aufgehoben. Die nächs-
te Frage ist, ob Berlin einbezogen werden 
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schaft verloren und ihr Ruf ist nach zahlrei-
chen Korruptionsaffären stark beschädigt. 
Der Sparkurs von Ministerpräsident Gordon 
Bajnai, der als Parteiloser für die Sozialis-
ten ein Jahr das Amt übernahm und sich 
nicht zur Wahl stellte, stabilisierte zwar 
schnell die Staatsfinanzen und gewann 
somit Anerkennung von der Wirtschaft 
und dem Ausland, dies reichte aber nicht 
die Partei vor einer Niederlage zu retten. 
In der Opposition werden die Sozialisten 
viel zu tun haben, wenn sie weiterhin eine 
linke Kraft in Ungarn sein wollen. Denn 
obwohl sich in Ungarn ein großer Teil der 
Bevölkerung als Linke sieht, haben die 
Sozialisten bei den unter 45-Jährigen nur 
knapp 5 Prozent Zustimmung. 

 
*Daniel Lederer ist ungarischer Student 
und seit März Praktikant innerhalb des 
Internationalen Stipendiaten Programms 
des Deutschen Bundestages im Berliner 
Abgeordnetenbüro.

Bei der Wahl in Ungarn am 11. April hat 
die konservativ-nationale Partei Fidesz, 
geführt von Viktor Orban, der bereits 
von 1998 bis 2002 als Ministerpräsident 
im Amt war, mit 52,8 Prozent eine klare 
Mehrheit erreicht. Die seit 2002 regieren-
den Sozialisten, die 2006 noch auf 43,21 
Prozent kamen, wurden mit 19,3 Prozent 
von den Wählern abgestraft und sind 
die zweitgrößte Fraktion im ungarischen 
Parlament, knapp vor der rechtsextremen 
Partei Jobbik, die auf Anhieb auf 16,7 
Prozent kam. Das rechts-liberale Ungari-
sche Demokratische Forum (MDF) und der 
Liberale Bund Freier Demokraten (SZDSZ), 
die als Hauptakteure der demokratischen 
Wende vor 20 Jahren seitdem über eine 
eigene Parlamentsfraktion verfügten, 
schafften nicht die 5 Prozent Hürde. Neben 
den Rechtsextremen zieht überraschend 
eine links-liberale Umweltpartei mit 7,42 
Prozent zum ersten Mal ins Parlament ein.

Die Sozialisten haben durch ihre Politik 
den Kontakt zu ihrer traditionellen Wähler-
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finden wir hier auch eine bessere Versorgung 
zu günstigeren Konditionen. Aus diesem 
Grund begrüße ich die strengen Vorgaben, 
an die sich die Netzbetreiber zukünftig halten 
müssen. So ist jedes der Unternehmen ver-
pflichtet, im Falle des Kaufs ab dem 1. Januar 
2016 in allen Bundesländern einen Versor-
gungsgrad von 90 Prozent zu erreichen. Erst 
wenn Gemeinden und Städte mit höchs-
tens 5000 Einwohnern schnelle Internet-
Anschlüsse bekommen haben, dürfen die 
Unternehmen die lukrativere Versorgung von 
größeren und dichter besiedelten Gebiete 
angehen. Ein Schritt zu mehr Gerechtigkeit 
und Teilhabe auf der Datenautobahn. Denn 
der Breitbandmarkt ist ein entscheidender 
Standortfaktor für die Wirtschaft, ist relevant 
für die Verbesserung der Standortqualität 
ländlicher Regionen. Ohne Breitband sind 
die Menschen in ländlichen Räumen von den 
Möglichkeiten des Internets und damit der 
politischen, sozialen und kulturellen Teilhabe 
abgeschnitten, kleine Gewerbetreibende in 
ihrer Existenz gefährdet, Entwicklungschan-
cen ganzer Regionen beeinträchtigt.
 
Ergebnisse des Mitgliederentscheids

Der erste Mitgliederentscheid der LINKEN 
wurde am 25. April 2010 beendet - es betei-
ligten sich 37.693 Mitglieder. Das entspricht 
einer Beteiligung von bundesweit 48,3 
Prozent. Zur ersten Frage, die die Struktur 
der auf dem zweiten Bundesparteitag zu 
wählenden neuen Parteiführung betrifft, 
stimmten 84,5 Prozent der Abstimmenden 
mit „Ja“, 11,3 Prozent der Abstimmenden mit 
„Nein“, und 4,2 Prozent der Abstimmenden 
enthielten sich. Damit spricht sich eine deut-
liche Mehrheit der Abstimmenden für den 
von den Initiatoren des Mitgliederentscheids 
zur Abstimmung gestellten Vorschlag für die 
Struktur der neuen Parteiführung aus. 

Prävention ist nicht zum Nulltarif zu haben
Von der Arbeit des Runden Tisches gegen 

Kindesmissbrauch erhoffe ich mir schnelles 
und konsequentes Handeln im Sinne eines 
umfassenden Kinderschutzes. Allen Betei-
ligten muss dabei klar sein, dass Prävention 
nicht zum Nulltarif zu haben ist. Unser Ziel: 
Die Sicherstellung eines flächendeckenden, 
niedrigschwelligen Beratungsnetzwerks. Alle 
Versprechen und Verpflichtungen sind ohne 
eine dauerhafte finanzielle Unterfütterung 
nicht das Papier wert, auf dem sie stehen – 
das hat die Vergangenheit gezeigt.

 
Bereits unter der rot-grünen Bundesregie-
rung entstand der „Aktionsplan zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen vor sexueller 
Gewalt und Ausbeutung“. 2003 verpflichtete 
man sich zu Maßnahmen in den Bereichen 
Intervention, Prävention und Gesetzgebung. 
Dies geriet unter Schwarz-Rot ins Stocken. 
Etliche der darin festgehaltenen Verpflich-
tungen wurden bis heute nicht umgesetzt. 
Vorbeugende Maßnahmen gegen (sexuelle) 
Gewalt dürfen nicht nur geplant, sie müssen 
auch umgesetzt werden. Und das Thema 
muss enttabuisiert werden, damit Schuld und 
Scham künftig nicht mehr bei den Opfern 
sondern bei den Tätern liegen. Dabei helfen 
kein Klein-Klein und kein Abschieben von 
Verantwortlichkeiten auf andere Ebenen. Die 
Interessen von Kindern müssen in der Gesell-
schaft mehr Gewicht bekommen. Ein wichti-
ger Schritt in diese Richtung wäre die Aufnah-
me von Kinderrechten in das Grundgesetz.
 
Flächendeckendes Breitband – für Alle

Schnelles Internet für alle - die gegenwär-
tige Versteigerung von Mobilfunkfrequenzen 
ist ein wichtiger Schritt dahin. Ballungsräume 
weisen mit Blick auf Kostenfaktoren und 
Nachfragebedingungen Vorteile gegenüber 
dünn besiedelten Räumen auf und sind ein 
begehrter Markt für die Netzbetreiber. Darum Mehr Informationen unter www.diana-golze.de. Schauen Sie mal rein!


